
geschlagenen Elternteil festgestellt oder bestehen aus 
anderen Gründen ernstliche Vorbehalte, dem gemein­
samen Vorschlag zu folgen, ist eine weitergehende 
Sachaufklärung und meist auch die Einholung einer 
Stellungnahme des Organs der Jugendhilfe geboten. 
Der übereinstimmende Vorschlag der Parteien in 
erster Instanz ist weder begründet worden, noch hat 
die Zivilkammer sie hierzu gehört. Zumindest ist das 
aus den Akten nicht zu entnehmen. Wenn das Kreis­
gericht in den Entscheidungsgründen ausführt, daß das 
Kind von der Klägerin bisher ordnungsgemäß betreut 
und erzogen worden sei, was durchaus zutreffen mag, 
überzeugt das Urteil deshalb nicht, weil hierzu keiner­
lei Feststellungen getroffen wurden. Insbweit hätte 
der Berufungssenat die Verfahrensweise der Zivil­
kammer rügen und sie für die künftige Rechtsprechung 
anleiten müssen. Wenn er dem Kreisgericht hingegen 
vorhält, daß es nicht alle Umstände beachtete, die für 
die Entscheidung Bedeutung haben, so ist das nicht 
gerechtfertigt, weil, er sich hierbei auf Vorgänge be­
zieht, die sich erst nach Erlaß des Urteils erster In­
stanz zugetragen haben oder bekannt geworden sind. 
Wie bereits erwähnt, leidet die Entscheidung des Be­
rufungssenats neben anderen noch darzulegenden 
Mängeln ebenfalls mit daran, daß er seiner Aufklä­
rungspflicht nicht genügend nachgekommen ist. Die 
hieran zu stellenden Anforderungen erhöhen sich in 
der Regel dann, wenn beide Elternteile das Erzie­
hungsrecht für sich in Anspruch nehmen. Es ist mög­
lich, daß bestimmte Umstände, die für die Entschei­
dung Bedeutung haben, einmal für den Vater und 
zum anderen für die Mutter sprechen, so daß sie 
gegenseitig abzuwägen sind. Schon hieraus ergibt sich, 
daß der Sachverhalt umfassend zu erforschen ist.
§ 25 Abs. 2 FGB führt nicht alle zu beachtenden Kri­
terien, sondern nur solche von allgemeiner Bedeutung 
an. Deshalb kann es sich als notwendig erweisen, wei­
tere für die Erziehungsrechtsentscheidung unter Um­
ständen beachtliche Tatsachen zu erörtern, wie z. B. 
das Verhalten der Eltern im beruflichen, gesellschaft­
lichen und familiären Leben — nicht zuletzt auch we­
gen der Vorbildwirkung auf die Kinder —, ihr Ge­
sundheitszustand, das Verhältnis der Geschwister 
(auch Halbgeschwister) untereinander sowie die Er- 
ziehüngsfähigkeit des künftigen Ehegatten.
Alle hierzu getroffenen Feststellungen sind im gegen­
seitigen Zusammenhang in ihrer Bedeutung für die 
Sicherung der weiteren Erziehung und Entwicklung 
des Kindes sorgfältig zu prüfen und gegeneinander 
abzuwägen. Dabei ist es nicht möglich, eine allgemeine 
rangmäßige Bewertung der im Gesetz angeführten 
und sonstigen Kriterien vorzunehmen, wenn auch in 
vielen Fällen dem erzieherischen Einfluß der Eltern 
und der Bindung der Kinder zu ihnen besondere Be­
deutung zukommen wird. Im Einzelfall können aber 
auch andere Umstände ausschlaggebend sein.
Dem Bezirksgericht ist darin beizupflichten, daß aus 
dem Fernbleiben der Klägerin von der Wohnung in 
der Nacht vom 14. zum 15. Oktober 1967 nicht herge­
leitet werden kann, daß sie insoweit die Betreuung 
des Kindes vernachlässigt habe, da sie um dessen Be­
aufsichtigung durch ihre Schwester bemüht war. In 
diesem Zusammenhang wäre es jedoch erforderlich 
gewesen, da das Kreisgericht insoweit nichts geklärt 
hatte, daß sich der Berufungssenat einen Überblick 
darüber verschaffte, welchen Anteil die Parteien in 
der Vergangenheit an der Erziehung und Betreuung 
des Kindes, also an dessen körperlicher und geistiger 
Entwicklung, gehabt haben und wie er sich auf die 
Bindung des Kindes zu seinen Eltern auswirkte. Die 
Klägerin hatte hierzu Beweis angeboten. Die Stellung­
nahme des Betriebskindergartens, die in der münd­

lichen Verhandlung vorgetragen worden ist, konnte 
zur Klärung des Sachverhalts mit beitragen. Das war 
auch deshalb notwendig, weil zu diesen für die Ent­
scheidung beachtlichen Kriterien aus der Stellung­
nahme des Referats Jugendhilfe nichts Wesentliches 
entnommen werden kann. Sie setzt sich vor allem mit 
dem Vortrag des Verklagten im Berufungsverfahren 
auseinander, läßt jedoch eine ausreichende Erörterung 
der in § 25 Abs. 2 FGB angeführten Umstände ver­
missen. Dem hätte der Berufungssenat dadurch Vor­
beugen können, daß er die für die Entscheidung we­
sentlichen Fragen dem Referat zur Beantwortung vor­
gab. Wie aus dem Anforderungsschreiben vom 8. No­
vember 1967 ersichtlich, ist das nicht geschehen. Es 
ergibt sich aus ihm noch nicht einmal, ob dem Referat 
eine Abschrift der Berufung übermittelt wurde. Auch 
wäre die Erwiderung der Klägerin nachzureichen ge­
wesen (§ 41 Abs. 2 FVerfO). Der Stellungnahme wurde 
eine Beurteilung der Klägerin durch ihre Dienststelle 
beigefügt, die besonders auch insoweit von Bedeutung 
ist, als sich aus ihr ergibt, daß die Klägerin zeitweilig 
die Betreuung und Erziehung des Kindes allein aus­
übte, als der Verklagte in P. studierte. Hierzu wären 
noch nähere Feststellungen zu treffen gewesen. Das 
Berufungsgericht hätte jedoch, um auch die Persön­
lichkeit des Verklagten einschätzen zu können, von 
dessen Arbeitsstelle eine kollektiv erarbeitete Beur­
teilung einholen müssen. Schließlich sind auch keine 
ausreichenden Feststellungen zu den künftigen Le­
bensverhältnissen der Eltern - getroffen worden. Des­
halb mangelt es an Schlußfolgerungen dazu, wie der 
Verklagte in Zukunft seine Betreuungs- und Erzie­
hungspflichten ausüben wird und welchen Einfluß 
eine Änderung des bisherigen Milieus auf die Entwick­
lung des Kindes haben könnte. Ohne ausreichende 
Klärung vorstehender Umstände hat der Berufungs­
senat seine Entscheidung allein davon abhängig ge­
macht, daß die Klägerin während der Ehe Beziehungen 
zum Zeugen W. anknüpfte, ohne den Kläger und das 
Kreisgericht hiervon in Kenntnis zu setzen, und daß 
sie beabsichtige, mit einem Manne (dem Zeugen) eine 
neue Ehe einzugehen, der sich ebenfalls unmoralisch 
verhalten und mit seinem ehelichen Kind Erziehungs­
schwierigkeiten gehabt habe. Diese Feststellungen 
können unter bestimmten Voraussetzungen Einfluß 
auf die Regelung des Erziehungsrechts haben. Das Be­
zirksgericht hat sie jedoch isoliert und nicht, wie erfor­
derlich, im notwendigen Zusammenhang mit den an­
geführten weiteren, teils noch zu klärenden Kriterien 
bewertet. Es ist auch nicht auf die Ursachen und be­
günstigenden Bedingungen des gewiß nicht zu billi­
genden Verhaltens der Klägerin eingegangen; auch 
hat es dessen Einfluß auf die frühere und künftige 
Entwicklung des Kindes nicht analysiert.
Aus den Feststellungen der Zivilkammer, die auf dem 
Vortrag und den Aussagen der Parteien anläßlich 
ihrer persönlichen Vernehmung beruhen, ergibt sich, 
daß die Zerrüttung der Ehe darauf zurückzuführen 
ist, daß sie diese allein wegen der bevorstehenden 
Geburt des Kindes ohne die notwendige Zuneigung 
geschlossen haben und die bereits bestehenden Gegen­
sätze nicht überbrückt werden konnten, sondern sich 
ständig verschärften, und hierdurch eine völlige Ent­
fremdung der Parteien eintrat. An diese Feststellun­
gen im rechtskräftigen Scheidungsurteil, die übrigens 
auch nicht zu beanstanden sind, war das Bezirks­
gericht gebunden. Wenn es den Zeugen W. in zweiter 
Instanz vernahm, konnte dessen Aussage auf die Be­
gründung des Scheidungsausspruchs keinen Einfluß 
mehr haben. Diese Beweiserhebung ist aber deshalb 
nicht zu beanstanden, weil sie Bedeutung für die Er- 
ziehungsrechtsentscheidung haben konnte.
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